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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 38. KW I 2020 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 
die Bilder und Berichte aus dem Lager für Geflüchtete in Moria lassen niemanden von uns kalt. Umso 

wichtiger ist jetzt ein europäisch abgestimmtes und entschlossenes Handeln. Deutschland wird seiner 

Verantwortung gerecht. Gestern hat sich die Bundesregierung darauf geeinigt, weitere 1.553 Menschen (408 

Familien) aus Griechenland in Deutschland aufzunehmen. Dabei handelt es sich um Familien, deren 

Aufnahmeverfahren positiv abgeschlossen ist und die somit auch eine Bleibeperspektive besitzen. Als 

Unionsfraktion setzen wir dabei auf einen Dreiklang an Maßnahmen: schnelle Hilfen vor Ort, eine 

Europäisierung der Aufnahmeeinrichtungen und die Evakuierung besonders schutzbedürftiger Menschen.  

 

Am vergangenen Sonntag hat zudem die Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen stattgefunden. Bei 

der Wahl zu den Stadt- und Gemeinderäten in Oberberg hat die CDU leichte Verluste hinnehmen 

müssen, allerdings blieb sie in den meisten Stadt- und Gemeinderäten stärkste Kraft. Außerdem gab es 

einen überwältigenden Zuspruch für unseren Landrat Jochen Hagt.  

 
 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 
Erste Nachhaltigkeitstage im Deutschen Bundestag 
 

Die Bewahrung der Schöpfung gehört zur DNA der Unionsfraktion. Deshalb freuen wir uns, dass der 
Deutsche Bundestag in dieser Woche zum ersten Mal im Rahmen von Nachhaltigkeitstagen über 
Grundprinzipien nachhaltiger Politik diskutiert - angefangen bei der Zukunft der Mobilität über einen 
handlungsfähigen Staat bis zum Klimaschutz. Nachhaltigkeit braucht eine ganzheitliche Perspektive, 
die alle Politikbereiche in den Blick nimmt. Unser Ziel bleibt die Bewahrung der natürlichen Lebens-
grundlagen und der Handlungsspielräume zukünftiger Generationen. Nachhaltiges Wachstum und fi-
nanzieller Solidität spielen hierbei eine Schlüsselrolle. 
 
70 Jahre Zentralrat der Juden in Deutschland 
 

Am 19. Juli 1950 gründete sich in Frankfurt am Main der Zentralrat der Juden in Deutschland. Dr. Josef 
Schuster, der Präsident des Zentralrats, war im vergangenen November zu Gast in unserer Fraktion. In 
einer eindrücklichen Rede rief er uns dazu auf, im Kampf gegen zunehmenden Antisemitismus in 
Deutschland „die Schlagkraft zu erhöhen“. Wir sind zutiefst dankbar für die unermüdliche Arbeit des 
Zentralrats. Die sichere und freie Entfaltungsmöglichkeit für jüdisches Leben in Deutschland ist ein 
wichtiger Gradmesser für die Wehrhaftigkeit unserer Demokratie.  

 
 

II. Die Woche im Parlament  
 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 104a und 143h). In zweiter und dritter Lesung beschlie-
ßen wir eine Änderung der Artikel 104a und 143h des Grundgesetzes. Durch die Änderungen schaffen 
wir eine rechtssichere Basis für die im Rahmen des Corona-Konjunkturpakets beschlossene finanzielle 
Entlastung der Kommunen. Dazu zählt der rechtliche Rahmen für eine Erhöhung des Anteils des Bundes 
an den Ausgaben für die Leistungen für Arbeitssuchende in der Grundsicherung. Des Weiteren wird 
eine einmalige Ausnahmeregelung geschaffen, die es dem Bund ermöglicht, den Kommunen im Jahr 
2020 einen pauschalen Ausgleich der pandemiebedingten Gewerbesteuerausfälle zu gewähren.  
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Nachhaltigkeit ist Richtschnur unserer Politik. Wir befassen uns in dieser Woche wie oben dargestellt 
schwerpunktmäßig mit dem Thema Nachhaltigkeit. Für uns als Unionsfraktion ist dies ein Thema, das 
zwar mit Klimaschutz und sauberer Umwelt anfängt, aber damit noch lange nicht aufhört. Wenn wir un-
ser Land in die Zukunft führen wollen und kommenden Generationen ihre Handlungsfähigkeit erhalten 
wollen, dann dürfen wir auch keine Schuldenberge hinterlassen. Und dann müssen wir in Bildung und 
Forschung investieren, damit unsere Kinder und Enkel innovative, technologische Lösungen für die Her-
ausforderungen ihrer Zeit entwickeln können. Ebenso gehören eine sozial gerechte Gesellschaft, eine 
innovative Wirtschaft und eine moderne öffentliche Infrastruktur zum Thema Nachhaltigkeit. 
 
Wir haben in diesen Bereichen schon einiges erreicht und auf den Weg gebracht Als einziges Industrie-
land der Welt steigen wir zeitgleich aus Kohle- und Kernenergie aus und treiben den Anteil der erneuer-
baren Energien am Stromverbrauch Jahr für Jahr auf ein neues Rekordniveau. Wir haben ein starkes 
Klimapaket verabschiedet, mit dem wir in den nationalen Emissionshandel einsteigen, die Gebäude in 
Deutschland energetisch sanieren, den öffentlichen Nahverkehr massiv ausbauen und das Bahnfahren 
billiger machen. Wir haben sechs ausgeglichene Haushalte in Folge vorgelegt und waren deshalb in der 
Lage, mehr gegen die Corona-Krise zu tun als andere Länder. Sich auf dem Beschlossenen auszuruhen, 
ist jedoch zu wenig, denn all dies sind Daueraufgaben.  
 
Daher beschäftigen wir uns in einer Generaldebatte und acht Einzeldebatten und verschiedenen Anträ-
gen mit allen Facetten der Nachhaltigkeit: Neben den Klima- und Umweltaspekten von „Mobilität der 
Zukunft“ über „Starke Demokratie, handlungsfähiger Staat und nachhaltige Finanzen“ sowie Bildung, 
Innovation und Digitalisierung bis hin zu Arbeit im Wandel sowie Entwicklung und internationale Zu-
sammenarbeit. Dabei hat gerade der Themenblock nachhaltige Finanzen für die Union eine besondere 
Bedeutung, denn wie keine andere Fraktion stehen wir für finanzielle Solidität. 
 
Gesetz zur Förderung der Elektromobilität und zur Modernisierung des Wohnungseigentumsgeset-

zes und zur Änderung von kosten- und grundbuchrechtlichen Vorschriften Wohnungseigentums-

modernisierungsgesetz. Mit diesem zentralen rechtspolitischen Vorhaben der Union, das wir in zwei-
ter und dritter Lesung beschließen, modernisieren wir das Wohnungseigentümergesetz grundlegend. 
Dabei stärken wir die Rechte von Wohnungseigentümern und vereinfachen Abstimmungsprozesse. Ins-
besondere wird die Qualität der WEG-Verwaltung durch Einführung eines Anspruchs eines jeden Eigen-
tümers auf Bestellung eines durch die IHK zertifizierten Verwalters erhöht. Außerdem wird künftig je-
der Wohnungseigentümer im Grundsatz einen Anspruch darauf haben, dass auf eigene Kosten der Ein-
bau einer Lademöglichkeit für ein Elektrofahrzeug, der barrierefreie Aus- und Umbau sowie Maßnah-
men des Einbruchsschutzes und zum Glasfaseranschluss gestattet werden. Dieser Anspruch besteht im 
Grundsatz auch für Mieter. Darüber hinaus vereinfachen wir die Beschlussfassung über bauliche Verän-
derungen der Wohnanlage, indem das bisherige Einstimmigkeitserfordernis abgeschafft wird. 
 

Gesetz zur finanziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Länder. Auf Basis der oben bereits 
thematisierten Grundgesetzänderungen beschließen wir in zweiter und dritter Lesung ein Gesetz zur 
finanziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Länder. Die Länder erhalten aus dem Bundes-
haushalt einen Betrag in Höhe von insgesamt 6,1 Milliarden Euro, um die zu erwartenden Gewerbesteu-
ermindereinnahmen der Gemeinden für das Jahr 2020 auszugleichen. Zur weiteren Stärkung der Fi-
nanzkraft der Kommunen wird der Bund dauerhaft weitere 25 % und insgesamt bis knapp unter 75 % 
der Leistungen für Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende übernehmen. 
Des Weiteren steigt der Anteil des Bundes an den Erstattungen für die Aufwendungen der Rentenversi-
cherung aus den Zusatzversorgungssystemen der ehemaligen DDR von 40 % auf 50 %. Der von den 
neuen Ländern zu tragende Anteil sinkt entsprechend. 
 
Gesetz zur Umsetzung der EU-Abfallrahmenrichtlinie. In zweiter und dritter Lesung setzen wir insbe-
sondere die Vorgaben der EU-Abfallrahmenrichtlinie in nationales Recht um. Ziel dieses Gesetzes ist 
eine stärkere Vermeidung von Abfällen und eine nachhaltige Verbesserung des Ressourcenmanage-
ments und der Ressourceneffizienz. Wesentliche Elemente sind die Erhöhung der Quoten beim Recyc-
ling bestimmter Abfallströme sowie die Verstärkung der Getrenntsammlungspflichten. Bei der öffentli-
chen Beschaffung durch Bundesinstitutionen gilt in Zukunft eine Bevorzugungspflicht für ökologisch 
vorteilhafte Erzeugnisse. Darüber hinaus werden die Anforderungen an die Abfallvermeidungspro-
gramme verschärft und eine verursachergerechte Beteiligung der Produzenten an den Kosten für die 
Reinigung der Umwelt forciert. Die sogenannte „Obhutspflicht“ zielt darauf ab, zu verhindern, dass Pro-
duzenten die von ihnen hergestellten und vertriebenen Waren vernichten. 
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Siebtes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes. In zweiter und dritter Lesung be-
schließen wir eine Reform des Kraftfahrtsteuergesetzes, mit der wir eine stärker CO2-bezogene Kfz-
Steuer schaffen und den Umstieg auf elektrische Antriebe weiter vorantreiben. Das Gesetz beinhaltet 
unter anderem die Verlängerung der zehnjährigen Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für bis Ende 2025 erst-
zugelassene reine Elektrofahrzeuge. Nach aktuellem Stand würde diese zum Jahresende auslaufen. Mit 
dem neuen Gesetz gilt die Steuerbefreiung nun bis längstens Ende 2030. Um emissionsreduzierte Fahr-
zeuge zu fördern, wird die Kfz-Steuer für vor dem 31. Dezember 2024 zugelassene Pkw mit einem CO2-
Wert bis 95g/km für fünf Jahre, längstens bis zum 31. Dezember 2025, nicht erhoben. 
 

Gesetz zur Änderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes. Wir beschließen in zweiter und 
dritter Lesung eine Änderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes. Dies beinhaltet für den In-
solvenzgrund der Überschuldung eine Verlängerung der am 30. September 2020 eigentlich auslaufen-
den Aussetzung der strafbewehrten Insolvenzantragspflicht für Schuldner bis zum 31. Dezember 2020. 
Von der Verlängerung umfasst sind ausschließlich Fälle, in denen als Insolvenzgrund allein der Tatbe-
stand der Überschuldung erfüllt ist. Für Fälle, in denen die Unternehmen bereits in Zahlungsunfähigkeit 
geraten sind, wird die Antragspflicht hingegen am 1. Oktober 2020 wiederaufleben. Dadurch soll der 
stufenweise Weg zurück zu geordneten Verfahren des Marktaustritts geebnet werden. Darüber hinaus 
wird die im Zuge der Covid-19-Gesetzgebung geschaffene weitreichende Verordnungsermächtigung 
des BMJV aufgehoben. 
 
Gesetz für ein Zukunftsprogramm Krankenhäuser (Krankenhauszukunftsgesetz). In zweiter und 
dritter Lesung beschließen wir das Krankenhauszukunftsgesetz, mit dem im stationären Bereich eine 
qualitativ hochwertige und moderne Gesundheitsversorgung sichergestellt werden soll. Ziel des Geset-
zes ist es auch, den Digitalisierungsgrad der Krankenhäuser zu erhöhen und deren technische Ausstat-
tung zu modernisieren. Konkret werden über einen Krankenhauszukunftsfonds notwendige Investitio-
nen wie beispielsweise in die Modernisierung der stationären Notfallkapazitäten, eine bessere digitale 
Infrastruktur oder in die Telemedizin und Robotik gefördert. Das Krankenhauszukunftsgesetz sieht zu-
dem Maßnahmen vor, um Erlösrückgänge oder Mehrkosten, die im Jahr 2020 aufgrund des Coronavirus 
SARS-CoV-2 entstanden sind, anteilig auszugleichen. Des Weiteren werden verschiedene befristete Re-
gelungen im Bereich der Pflege, die mit Hinblick auf das Coronavirus getroffen wurden, bis zum 31. De-
zember 2020 verlängert. Darüber hinaus wird der Leistungszeitraum des Kinderkrankengeldes im Jahr 
2020 für jeweils weitere fünf Tage bzw. weitere zehn Tage für Alleinerziehende einmalig ausgedehnt. 
 
Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte – Stabilisierung sichern, Wiederer-

starken des IS verhindern, Versöhnung fördern in Irak und Syrien. Wir beraten den Antrag der Bun-
desregierung zur Verlängerung des Mandats für den Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Irak 
und dessen anliegenden Staaten. Deutschland leistet auch in Zukunft unter anderem durch die Bereit-
stellung von Fähigkeiten zur Luftbetankung, zur bodengebundenen Luftraumüberwachung und Stabs-
personal einen wichtigen Beitrag. Die Möglichkeit zur Teilnahme an der NATO-Mission im Irak wird 
ausgeweitet, wodurch der deutsche Beitrag zum Fähigkeitsaufbau der irakischen Sicherheitskräfte 
künftig sowohl im Rahmen der internationalen Anti-IS-Koalition als auch im Rahmen des NATO Engage-
ments erbracht werden können. Die personelle Obergrenze wird im Vergleich zum vorherigen Mandat 
von 700 auf 500 Soldaten gesenkt, da Deutschland künftig keine Fähigkeiten zur Bodenüberwachung 
aus der Luft mehr bereitstellen wird. Diese Fähigkeit wird fortan von anderen Allianzpartnern zur Verfü-
gung gestellt. Das Mandat soll um 15 Monate bis zum 31. Dezember 2021 verlängert werden. 
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